Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3668 


Große Anfrage 

der Abgeordneten van Delden, Scfamidhuber, Dr.Luda, 
Rawe und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Stromversorgung der deutschen Wirtschaft 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Unterschiede bestehen in dem Strompreis-Niveau 
für gewerbliche und private Verbraucher 

a) innerhalb der Bundesrepublik, 

b) innerhalb Europas, 

c) gegenüber den USA? 

2. Welche Gründe bestehen für die Strompreisunterschiede 
und welchen Einfluß haben sie auf 

a) die optimale technische Rationalisierung in der Bundes- 
republik, 

b) die Wettbewerbsfähigkeit der stromverbrauchenden 
Wirtschaft innerhalb der Bundesrepublik, in der EWG 
und darüber hinaus auf dem Weltmarkt, 

c) die Wirtschaftsstruktur in den betroffenen Versorgungs- 
gebieten und auf die Strukturförderungsmaßnahmen? 

3. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der Antwort zu den Fragen 1 und 2? 

4. Wie ist die Meinung der Bundesregierung über Vor- und 
Nachteile des 

a) Systems der Demarkations- und Konzessionsverträge, 

b) Systems der Wegebenutzung für jeweils ein oder meh- 
rere Stromversorgungsunternehmen und, unter bestimm- 
ten Voraussetzungen, auch für Industrieunternehmen? 
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5. Ist die Bundesregierung der Meinung, 

a) daß man fremden Stromerzeugern Anspruch auf Ein- 
speisung von Strom in die Netze von Versorgungsunter- 
nehmen und auf entsprechende Stromentnahme an ande- 
rer Stelle einräumen sollte, 

b) daß die besonderen Bestimmungen über industrielle 
Eigenanlagen zur Stromerzeugung die bestmögliche 
Lösung für die optimale Wirtschaftlichkeit der gesamten 
Stromversorgung darstellen, 

c) daß eine Reform der Preisaufsicht geboten erscheint, 

d) daß eine Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 
von 1935 erforderlich ist? 

6. Könnte nach Auffassung der Bundesregierung eine Reform 
der von den vorstehenden Fragen betroffenen Gesetze und 
Verordnungen den Wettbewerb stärken und eine bessere 
Wirtschaftlichkeit der gesamten Energieversorgung herbei- 
führen? 

7. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Konzessions- 
abgabe unverändert beibehalten, eingeschränkt oder aufge- 
hoben werden sollte? 


Bonn, den 18. Dezember 1968 


van Delden 
Schmidhuber 
Dr. Luda 
Rawe 

Brand und Fraktion 
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Begründung 

Die stromverbrauchende Industrie übt seit vielen Jahren Kritik 
an der Höhe und den Unterschieden der Strombezugspreise. 
Die Ermöglichung der Überprüfung der sachgemäßen Berechti- 
gung dieser Kritik ist einer der Gründe für diese Anfrage. 


1. Allgemeines 

1. Die Elektrizitätsversorgung (wie auch die Gasversorgung) 
ist durch zwei technisch-wirtschaftliche Besonderheiten 
gekennzeichnet : 

- Die Verbraucher werden durch feste Leistungen beliefert. 

- Die Kosten der Erzeugung und Verteilung zeigen eine 
stark ausgeprägte Größendegression. 

Das erste Charakteristikum findet sich ausschließlich in der 
„leitungsgebundenen" Versorgung mit Strom, (Gas und 
Wasser); es ist das eigentliche und hervorstechende Kenn- 
zeichen dieser Vv^irtschaftszweige. Das zweite Charakteristi- 
kum ist auch anderen Wirtschaftszweigen eigentümlich. Zu- 
sammen mit der Leitungsgebundenheit hat es jedoch beinahe 
mit „natürlicher" Notwendigkeit das Entstehen von regio- 
nalen Angebotsmonopolen in den genannten Wirtschafts- 
zweigen zur Folge; deshalb auch ihre gelegentliche Kenn- 
zeichnung als „geborene Monopole". 

2. Der Rechtsschutz für die Gebietsabgrenzungsverträge (Kon- 
zessions- und Demarkationsverträge) der Versorgungswirt- 
schaft im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen ermög- 
licht es, daß die einzelnen Versorgungsunternehmen ihr 
jeweiliges Versorgungsgebiet gegen den Wettbewerb eines 
anderen Versorgungsunternehmens abschließen. 

3. Der einzelne Energieverbraucher steht in der Regel einem 
„Angebotsmonopol" gegenüber; Ausweichsmöglichkeiten 
sind folgende: 

a) Selbstversorgung, 

b) „Auswanderung" in ein anderes Versorgungsgebiet, 

c) Übergang zu Substitutionsenergien. 


II. Zu den Fragen im einzelnen 


Zu 1. 

Der unvollkommene Wettbewerb hat sich auf die Elektrizitäts- 
preise in der Bundesrepublik in Teilbereichen nachteilig aus- 
gewirkt. Das geht aus verschiedenen Untersuchungen zu diesem 
Thema hervor. 
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Zu 2. 

Es ist das erklärte der Ziel unserer Wirtschaftspolitik, das wirt- 
schaftliche Wachstum zu fördern und den allgemeinen Wohl- 
stand zu steigern. Eine solche Politik kann aber nur dann ohne 
Gefahren für die Gesamtwirtschaft verfolgt werden, wenn es 
gelingt, den Prozeß der zunehmenden Mechanisierung aller 
Produktionsvorgänge, den wir seit einiger Zeit erleben, fort- 
zusetzen. Das aber bedeutet zunehmende Nachfrage nach der 
Nutzenergie Kraft, die in erster Linie durch elektrischen Strom 
befriedigt wird. 

Der den Stromverbrauch erhöhende technische und wirtschaft- 
liche Fortschritt verlangt relativ niedrige Strompreise. 

Zu 4. a) 

Der Rechtsschutz der Demarkations- und Konzessionsverträge 
der Versorgungsunternehmen durch § 103 GWB steht unter 
dem Vorbehalt einer grundsätzlichen Reform des Energiewirt- 
schaftsgesetzes. 

Zu 4. b) 

Voraussetzung für eine solche wettbewerbsgerechte Ordnung 
des Marktes für die leitungsgebundene Energieversorgung ist 
eine entsprechende Handhabung der wegerechtlichen Bestim- 
mungen. Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, die Versorgungs- 
leitungen in den öffentlichen Wegen zu verlegen. Eine solche 
Leitungsverlegung bedarf bei der heutigen Praxis der Genehmi- 
gung derjenigen Gebietskörperschaft, in deren Eigentum die 
betreffenden Wege stehen. In der Regel ist das eine Gemeinde. 

Heute verhalten sich die Gemeinden im allgemeinen so, daß sie 
die Verlegung von Versorgungsleitungen entweder niemandem 
oder nur einem einzigen Versorgungsunternehmen gestatten. 
Im ersteren Fall wollen sie die Energieversorgung äus nahe- 
liegenden Gründen selbst betreiben; im zweiten Fall ermög- 
lichen sie einem anderen die Energieversorgung, wofür sie sich 
als Entgelt die Zahlung einer Konzessionsabgabe ausbedingen. 

Zu 5. a) 

Der Kontrahierungszwang gilt gemäß § 6 des Energiewirt- 
schaftsgesetzes für Tarifabnehmer. Für Gewerbe und Industrie 
ergibt er sich grundsätzlich aus der Anwendung des § 26 GWB. 
Entsprechend diesem Grundsatz hat das Versorgungsunterneh- 
men die Anschluß- und Versorgungspflicht. Es ist zu prüfen, ob 
und wie weit diese Regelung erweitert oder eingeengt werden 
sollte. 

Zu 5. b) 

Die Fünfte Durchführungsverordnung zum Energiewirtschafts- 
gesetz (5. DVO/EnergG) begrenzt den Anschluß- und Versor- 
gungsanspruch der Abnehmer, die über eine Eigenversorgungs- 
anlage verfügen, indem sie diesen Versorgungsanspruch von 
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der Erfüllung besonderer, wirtschaftlich einschneidender Vor- 
aussetzungen abhängig macht, die von anderen Abnehmern 
nicht verlangt wird. Die Vereinbarkeit der Fünften Durchfüh- 
rungsverordnung mit den §§ 22 und 26 GWB ist bisher nicht 
abschließend geklärt. 

Auf dem Gebiet der Vermögensteuer bestand bis zum Jahre 
1965 eine Differenzierung der Versorgungsunternehmen nach 
den Eigentumsverhältnissen (Steuerbefreiung bei lOOVoigem 
öffentlichen Eigentum). Seit dem 1. Januar 1966 besteht jedoch 
eine unterschiedliche Behandlung von Anlagen, die der Ver- 
sorgung anderer dienen (halbierte Vermögensteuer) und sol- 
chen Anlagen, die der Eigenversorgung dienen. Damit ist die 
Eigenversorgung im Wettbewerb benachteiligt. 

Auf dem Gebiet der Mineralölsteuer ergibt sich eine Benach- 
teiligung aus der unterschiedlich hohen Besteuerung des 
Schweröleinsatzes je nach dem technischen Verfahren der 
Stromerzeugung. Wird Schweröl in Kesselanlagen verfeuert, 
um über die Dampferzeugung und den Antrieb von Dampf- 
turbinen Strom zu erzeugen - dieses technische Verfahren 
überwiegt in der öffentlichen Stromversorgung - so unterliegt 
der Schwerölverbrauch der Heizölsteuer (25 DM/t bzw. 10 DM/t). 
Wird dagegen in sogenannten Dieselaggregaten unter Schwer- 
öleinsatz Strom erzeugt - dieses Verfahren bietet sich vor 
allem für kleinere und mittlere Stromerzeugungsanlagen und 
damit für die Selbstversorgung gerade auch der Mittelindustrie 
an - so unterliegt der Schweröleinsatz der vollen Dieselkraft- 
stoffsteuer (rd. 400 DM/t). 

Zu 5. c) 

Die heute bestehenden Eingriffsmöglichkeiten in die Energie- 
preisc sind folgende: 

- Das Energiewirtschaftsgesetz beschränkt sich auf eine Auf- 
sicht über die Tarifabnehmerpreise (Haushalt, Landwirtschaft, 
Kleingewerbe), erfaßt also nicht die Sonderabnehmer. 

Das Preisgesetz ermöglicht nur die Aufrechterhaltung des 
allgemeinen Preisstandes, d. h. von Preisen, die eine Schlüs- 
selfunktion für einen erheblichen Teil der Volkswirtschaft 
haben. Es gestattet jedoch keine spezifische Korrektur von 
Monopolpreisen, die nur von begrenzt-regionaler Bedeutung 
sind. 

- Der noch bestehende Preisstopp ist weitgehend ausgehöhlt 
und ein Relikt aus der Kriegswirtschaft, das als Behelf 
fungiert. 

- Die Mißbrauchsaufsicht nach dem GWB hat zwar in jüngster 
Zeit eine Reihe von Preiskorrekturen zuwege gebracht, muß 
jedoch mit unzulänglichen Mitteln arbeiten, da das GWB nicht 
darauf angelegt ist, so spezifische Monopolverhältnisse zu 
bereinigen, wie sie in der Versorgungswirtschaft bestehen. 
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Zu 5. d) 

Das Energiewirtschaftsgesetz von 1935 ist speziell auf die 
leitungsgebundene Energieversorgung zugeschnitten. Infolge 
der eingetretenen Strukturveränderungen in der Energiewirt- 
schaft ist zu prüfen, ob das Gesetz noch zeitgemäß ist, insbe- 
sondere hinsichtlich seines Anwendungsbereichs und der Wett- 
bewerbsordnung. 

Zu 7. 

Die Konzessionsabgabe ist - entgegen ihrem Namen - als 
privatrechtliches Entgelt unmittelbar mit der wegerechtlichen 
Praxis der Gebietskörperschaften, in erster Linie der Gemein- 
den, verbunden. Sie erhält ihre wirtschaftliche Rechtfertigung 
allein daher, daß mit dem ausschließlichen Versorgungsrecht, 
das zu beschaffen und zu garantieren allein die Gemeinden in 
der Lage sind, eine Ertragschance verbunden ist. Es wird im 
Rahmen der großen Finanzreform zu prüfen sein, ob das be- 
stehende Konzessionsabgaberecht einer Novellierung bedarf. 
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